
Bundesakte2 9 verpflichtet, eine landständische Verfassung in Liechten­
stein einzuführen. Eine solche erliess er daher am 9. November 18183 0 

ohne Vereinbarung mit einer Stände- oder Volksvertretung, gemäss 
dem monarchischen Prinzip und nach dem Grundsatz, «dass der Regent 
freywillig so wenig als möglich von seinen Rechten abtreten müsse». 3 1 

Diese oktroyierte Verfassung stand 1848 noch in Wirksamkeit; den 
Namen einer Verfassung verdienten die nur siebzehn Artikel freilich 
im Grunde kaum. 

U m die Verfassungsautonomie der Einzelstaaten nicht anzutasten, 
hatte man vermieden, sich in der Bundesakte darüber auszusprechen, 
was unter Landständen zu verstehen, welche Rechte sie erhalten soll­
ten, wann und wie die landständische Verfassung einzuführen wäre . 3 2 

Dies blieb dem Ermessen des Herrschers anheimgestellt. Die Wiener 
Schlussakte von 1820 setzte nur nachträglich fest, dass die landstän­
dische Verfassung nur auf verfassungsmässigem Wege geändert werden 
könne, dass das monarchische Prinzip gewahrt bleiben, also die ge­
samte Staatsgewalt im Regenten vereinigt bleiben müsse und der Sou­
verän nur in der Ausübung bestimmter Rechte durch die Verfassung an 
die Mitwirkung der Landstände gebunden sein dürfe, und dass er nicht 
durch die landständische Verfassung an der Erfüllung der Bundespflich­
ten gehindert werden dür fe . 3 3 Doch änderten diese erst nach dem 
liechtensteinischen Verfassungserlass aufgestellten Bestimmungen des 
Bundes die liechtensteinische Verfassung umsoweniger, als diese ihnen 
mehr als nur zuvorgekommen war und das monarchische Prinzip in 
seiner Absolutheit aussprach. 

Von den politischen Untergewalten im Ständestaat — Adel, Geist-
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